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VERANSTALTUNG

Podiumsdiskussion
Am Dienstag, 11. Februar, findet in der
Mehrzweckhalle Rodersdorf eine span-
nende Podiumsdiskussion zu den Regie-
rungsratswahlen im Kanton Solothurn
statt. Der Anlass wird im Rahmen des
Forums Schwarzbubenland von der Ar-
beitsgruppe Gemeinden, in der ich mit-
arbeite, organisiert. Der Abend beginnt
um 19 Uhr, der Eintritt ist frei.
Die Diskussion wird von Sven Alter-

matt, Co-Ressortleiter Politik bei der Zei-
tung Blick, moderiert. Mit acht Kandidie-
renden für fünf Sitze im Regierungsrat
verspricht diese Wahl eine besondere
Dynamik, da zwei bisherige Regierungs-
räte nicht erneut antreten. Zwei Sitze sind
daher sicher neu zu besetzen — die Aus-
gangslage verspricht Spannung.
Die Podiumsdiskussion bietet eine

ideale Gelegenheit, alle Kandidierenden
kennenzulernen, ihre Positionen zu
wichtigen kantonalen Themen zu erfah-
ren und sich eine eigene Meinung zu bil-
den. Ich freue mich sehr, wenn viele Be-
sucherinnen und Besucher kommen.
Eine Anmeldung auf www.schwarzbu-
benland.info ist erwünscht, jedoch nicht
zwingend. Ich freue mich auf einen leb-
haften Austausch!

Roman Oeschger
Vorstand Forum Schwarzbubenland

Büren

LESERBRIEF

3x Nein am 9. Februar
Wer bürgerlich und/oder pragmatisch-lö-
sungsorientiert denkt, kann bei den drei
Abstimmungsvorlagen nur 3x Nein stim-
men. Die Umweltverantwortungs-Initia-
tive muss abgelehnt werden, weil sie
unser Land in Kürze zu einem Entwick-
lungslandmachenwürde. Das kantonale
Energiegesetz ist teurer kalter Kaffee.
Was daran «liberal» oder «wirtschafts-
freundlich» sein soll, denMenschen und
Unternehmen zusätzliche Vorschriften
und Auflagen zu machen, muss mir mal
jemand erklären. Auf Bundesebene sagen
mir die Vertreter der Strombranche,man
solle endlich aufhören mit der blindwü-
tigen Förderung von Photovoltaik. Nach
10 Jahren Förderung kommen nämlich
die negativen Auswirkungen zum Vor-
schein. Netzüberlastungen im Sommer,
die Milliarden an Netzkosten auslösen,
Strom-Lücken im Winter, die den Strom
generell verteuern und zu viel fluktuie-
rende Energie, die immer mehr teure
Regelenergie notwendig macht. Gewiss,
Photovoltaik macht an manchen Orten
durchaus Sinn, insbesondere dort, wo
der produzierte Strom gleich selbst ver-
braucht oder gespeichert werden kann.
Aber halt nicht überall und darum
braucht es weder eine PV-Pflicht noch
Subventionen, die sich der Kanton
schlicht nicht leisten kann. Die Mindest-
lohninitiative torpediert die Sozialpart-
nerschaft. Haben Arbeitgeber und -neh-
mer bisher erfolgreich miteinander ge-
sprochen und Lösungen gefunden, sollen
diese nun einseitig übersteuert werden.
3x Nein zu diesen Vorlagen ist ein Ja zu
pragmatischen Lösungen.

Christian Imark
Nationalrat SVP, Fehren

LESERBRIEF

Sozialpartnerschaft unter Druck
Sowohl die Sozialpartnerschaft als auch
die Berufslehre zählen zu den tragenden
Säulen des schweizerischen Arbeits-
markts. BeideModelle basieren auf Prin-
zipien, welche die Schweiz stark ge-
macht haben: Flexibilität und massge-
schneiderte Lösungen. Doch genau
diese Prinzipien sind in Gefahr.
Die Sozialpartnerschaft lebt vomDia-

log zwischen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern. Gesamtarbeitsverträge er-
möglichen branchenspezifische Lösun-
gen und faire Löhne, die den
wirtschaftlichen Gegebenheiten ent-
sprechen. Ein staatlich festgelegter Min-
destlohnwürde dieses System untergra-
ben und durch Einheitslösungen erset-
zen, welche die Vielfalt der Branchen
nicht abbilden können. Dies würde das
Vertrauen in die Selbstregulierung der
Sozialpartner und ihre Fähigkeit, nach-

haltige Lösungen zu finden, schädigen.
Auch die Berufslehre droht an Attrak-

tivität zu verlieren. Wenn ungelernte
Arbeitskräfte ähnliche Löhnewie Fach-
kräfte verdienen, fehlt jungenMenschen
der Anreiz für eine Ausbildung. Steigen-
de Lohnkosten reduzieren zudem die
Mittel der Unternehmen zur Nach-
wuchsförderung, wodurch sich der be-
stehende Fachkräftemangel weiter ver-
schärfen würde.
Unser bewährtes System sichert faire

Löhne und bietet jungenMenschen Per-
spektiven. Sozialpartnerschaft und Be-
rufslehre zu schwächen, wäre ein fataler
Fehler mit weitreichenden Folgen.

Regina Weibel
Landrätin Dittingen

Marc Scherrer
Landrat Laufen

LESERINNENBRIEF

Ja zur Wahlrechtsreform
Das Baselbieter Wahlsystem ist kompli-
ziert. Die vom Landrat in Auftrag gege-
bene Abklärung ergab klar, dass beim
jetzigen Wahlsystem ein Defizit bei der
Abbildung desWählerwillens vorliegt. So
hat es bei den letzten Landratswahlen
851 Stimmen für einen GLP-Sitz ge-
braucht, während für einen SVP-Sitz 665
und für einen FDP-Sitz nur 646 Stimmen
notwendig waren. Die vorliegende Lö-
sung wird vom Regierungsrat und gros-
sen Teilen des Landrates unterstützt. Die
Einführung des kantonalen Doppelpro-
porz trägt dem Grundsatz der «Erfolgs-
wertegleichheit», wonach jede Stimme
imKanton grundsätzlich gleichwertig ist,
Rechnung. Mit dem neuen System wer-
den die unerklärlichen Sitzverschiebun-
gen von einem Wahlkreis in den nächs-
ten, entgegen den tatsächlich erzielten
Stimmen der Kandidierenden, elimi-
niert. Andere Kantone wenden dieses
Wahlsystem bereits an. Es stösst auf Ak-
zeptanz, hat sich bewährt und funktio-
niert einwandfrei. Dass sich die grossen
bürgerlichen Parteien dagegen wehren,
liegt auf der Hand. Siemüssten um Sitze,
die auf Proporzglück beruhen, mit dem
Wählerwillen aber nichts zu tun haben,
bangen. Bei Wahlen können wir bestim-
men, welche Politikerinnen und Politiker
für uns politische Entscheide treffen sol-
len. Entscheiden sie nicht so, wie wir es
wollen, können wir bei den nächsten
Wahlen jemand anderen wählen. Es ge-
hört zur schweizerischen Rechtskultur,
den Volkswillen möglichst genau umzu-
setzen. Das sollte im Interesse aller Par-
teien sein. Claire Vögeli

Wahlen

LESERBRIEF

Anspruch auf das Feningerareal
Ein vomVerein «Bezirksrat Gesundheit»
in Auftrag gegebenes Rechtsgutachten
beim Juristen Paul Richli kommt zum
Schluss, (Rz 11) «... Daraus lässt sich sei-
tens der Laufentaler Gemeinden heute
im Sinne einer Rückabwicklung ein
Rechtsanspruch des Inhalts ableiten, der
Kanton Basel-Landschaft müsse diesen
Gemeinden das Eigentum amübertrage-
nen Areal (…) zurückübertragen. Dieser
Anspruch besteht jedenfalls dann, wenn
die Laufentaler Gemeinden die mit dem
Areal verbundene Zweckwidmung der
Führung eines Spitals für einen ähnli-
chen Zweck einsetzenwollen, so etwa für
ein Alters- und Pflegeheim.»
Das Rechtsgutachten zeigt verschiede-

neWege auf (Stiftung, öffentliche Anstalt,
Zweckverband), wie die Bevölkerung ein-
gebunden wird und der Anspruch der
Laufentaler Bevölkerung vom Kanton
umgesetzt werden kann. An seiner letz-
ten Sitzung hat der Landrat das Ge-
sprächsangebot der Laufentaler ausge-
schlagen und lehnte eine Motion der
Laufentaler Landrätin Margareta Brin-
gold zur Rückgabe des Feningerareals an

seine ursprünglichen Eigentümer ab,
ohne dabei auch nur auf ein Argument
der Motionärin einzutreten.
Bereits hat der Verein «Bezirksrat Ge-

sundheit» juristische Teilerfolge erzielt.
So stellte das Kantonsgericht am 22. Ja-
nuar 2022 fest, dass der Artikel § 45 des
Laufentalvertrages nach wie vor «dau-
ernd» gültig ist. Erfolg hatte auch die Ein-
sprache von Mitgliedern des Vereins auf
die Baugesuchseingabe des Kantons für
einen permanenten «Asyl-Erstaufnahme-
zentrums-Betrieb» auf dem für die Ge-
sundheitsversorgung zweckgebundenen
Feningerareal. Der Kanton musste das
Gesuch zurückziehen und durch ein bis
Ende 2026 befristetes ersetzen. Das gibt
uns nun zwei Jahre Zeit, um die Verwen-
dung des Areals zum Nutzen der gesam-
ten Laufentaler Bevölkerung politisch
oder juristisch zu klären. Denn eines ist
klar, der Kanton kann nicht einseitig den
§ 45 des Laufentalvertrages interpretie-
ren: Er braucht dazu immer auch die Ein-
willigung von uns Laufentalern.

Kristin Gubler Borer
Verein Bezirksrat Gesundheit

AUS DEM KANTONSRAT

Kinderbetreuung
Der Solothurner Kantonsrat befasste sich
in der Januarsession schwergewichtigmit
der Revision des Sozialgesetzes. Die fa-
milienergänzende Kinderbetreuung soll
mit verschiedenen Massnahmen geför-
dert werden. Unter anderemwerden neu
Betreuungsgutscheine abgegeben, die
bei Kindertagesstätten, Tagesfamilien
oder Mittagstischen etc. eingelöst wer-
den können.
Auf 49 Seiten dokumentierte die Regie-

rung alle Details. Auf weiteren 20 Seiten
wurden die Gesetzesänderungen festge-
halten. So müssen die Gemeinden fest-
legen, bis zu welchemmax. Einkommen
ein Anspruch auf den Bezug von Betreu-
ungsgutscheinen besteht, wie hoch die
minimale Beschäftigung der Eltern oder
des alleinerziehenden Elternteils sein
muss, etc. Bedenken äusserten Vertreter
von Gemeinden, die schon eine eigene
Kita führen. Da die Eltern frei entschei-
den können, wo sie ihre Kinder betreuen
lassen, wären bestehende Kitas auf ein-
mal in ihrer Existenz bedroht, weil Eltern
eine andere Kita bevorzugen könnten.
Die SVP sprach sich gegen die Vorlage
aus, weil Kinderbetreuung eine private
Angelegenheit sei. Die Wirtschaftsver-
treter im Kantonsrat unterstützten die
Vorlage der Regierung. Die FDP war in
dieser Frage gespalten. Mit 65 Ja gegen
29 Nein bei 0 Enthaltungen wurde eine
Zweidrittelmehrheit erreicht und es
kommt nicht automatisch zu einer Volks-
abstimmung. Offen bleibt, ob das Refe-
rendum ergriffen wird, um eine Volks-
abstimmung zu erzwingen. Zurzeit läuft
der Wahlkampf!

Kuno Gasser
Kantonsrat – Die Mitte, Nunningen

AUS DEM KANTONSRAT

Digitale Kompetenzen
Im Kanton Solothurn sollen künftig fa-
milienergänzende Betreuungsmöglich-
keiten bedarfsgerecht angeboten wer-
den. Zur Gewährleistung der Vereinbar-
keit von Beruf und Familie flossen
wichtige Anliegen der Wirtschaft, der
Gemeinden und der Gesellschaft in die
Änderung des Sozialgesetzes. Nach ver-
tiefter Analyse in den Kommissionen und
intensiver Parlamentsdebatte, einigte
sich der Rat mit grossemMehr, dass sich
der Kanton künftig mit 40 und die Ge-
meinden mit 60 Prozent an der Subjekt-
finanzierung der institutionellen Kinder-
betreuung beteiligen soll.
Die Ausübung eines Kantonsratsman-

dats fordert oft berufliche und finanziel-
le Einbussen. Die Ratsleitung wurde des-
halb angewiesen, die Ausgestaltung die-
ses politischen Ehrenamts im Vergleich
zu anderen Kantonsparlamenten zu
prüfen und Anpassungen vorzuschlagen.
Des Weiteren konnte ein Entlastungs-

und Vereinfachungsprogramm der Re-
gierung für die Raumplanung zustim-
mend zur Kenntnis genommen werden.
Die komplexen Prozessabläufe zwischen
Gemeinden und den kantonalen Ämtern
stellten bis anhin ein beträchtlicher Kos-
tentreiber in der Ortsplanung dar.
In der Schweiz haben gemässMobiliar-

Digitalbarometer rund 30 Prozent der
Bevölkerung geringe digitale Kompeten-
zen. Für Personen, die nicht mit Smart-
phone und Computer unterwegs sind,
stellen bargeldlose Bezahlungen ein dis-
kriminierendes Problem dar. Der Regie-
rungsrat sieht jedoch keine gesetzliche
Handlungspflicht ausserhalb seiner Äm-
ter. Karin Kälin

Kantonsrätin SP, Rodersdorf

AUS DEM KANTONSRAT

Gemeindeautonomie
Letzte Woche beschloss der Kantonsrat
mit 65 zu 29 Stimmen eine Revision des
Sozialgesetzes. Auf Antrag der Regierung
wird nun jede Gemeinde verpflichtet,
familienergänzende Kinderbetreuung
anzubieten und finanziell zu unterstüt-
zen. Damit wird die Gemeindeautonomie
stark eingeschränkt. Jede Gemeinde
kann heute autonombestimmen, ob und
in welcher Art und Weise Kinderhorte
angeboten oder unterstützt werden. So
wie das ländliche Bärschwil nicht mit
Grenchen oder Breitenbach verglichen
werden kann, müssen nun alle Gemein-
den familienergänzende Kinderbetreu-
ungen entweder selber oder im Verbund
anbieten und neu auch mitfinanzieren.
Dies kann auchmit Betreuungsgutschei-
nen geschehen, was aber die Bürokratie
sowohl in Solothurn als auch in den Ge-
meinden aufblähen wird. Mein Antrag,
der eine Abschwächung — quasi eine Frei-
willigkeit — vorsah, wurde mit 58 zu 34
Stimmen abgelehnt.
Viele Gemeinden können keine Behör-

denmitgliedermehr finden. Könnte dies
damit zu tun haben, dass die Selbstbe-
stimmung der Gemeinden ständig
schwindet? Leider hat es der Kantonsrat
mit dieser Gesetzesänderung geschafft,
eine bestehende kommunale Gemeinde-
aufgabe lehrbuchmässig einzuschränken
und zu administrieren.

Christian Thalmann
Kantonsrat FDP, Breitenbach

LESERBRIEF

Ein Angriff auf
unsere Demokratie
Mit Sorge und Unverständnis habe ich
die jüngsten Vorfälle verfolgt, bei denen
Wahlplakate zur Solothurner Kantons-
ratswahl absichtlich entfernt und beschä-
digt wurden. Als Kandidat der SP–Liste
5, aber auch als Bürger unseres Kantons,
möchte ich klarstellen, dass solche Ak-
tionen nichts mit einer gesunden, funk-
tionierenden Demokratie zu tun haben.
In einer Demokratie wie der unseren, die
auf freien Wahlen und respektvollem
Austausch basiert, solltenwir uns gerade
in Wahlzeiten bemühen, das politische
Miteinander zu fördern und nicht zu sa-
botieren. Wahlplakate sind ein unver-
zichtbares Instrument, um mit der Be-
völkerung in Kontakt zu treten und die
eigenen Ideen und Visionen zu präsen-
tieren. Sie sind Ausdruck von Meinungs-
freiheit und ein Zeichen des politischen
Wettbewerbs, der uns allen zugute-
kommt.
Die Zerstörung oder das Entfernen von

Wahlwerbung ist ein Angriff auf diese
Werte. Es zeigt einenMangel an Respekt
gegenüber derMeinungsfreiheit und dem
demokratischen Prozess. Statt den Dialog
zu suchen, wird der Versuch unternom-
men, politische Vielfalt und freie Mei-
nungsäusserung zu unterdrücken. In
einem funktionierenden demokratischen
System, besonders in der Schweiz und
im Kanton Solothurn, sollte Platz für alle
politischen Stimmen sein.
Ich appelliere an alle, sich von solchen

Handlungen zu distanzieren und in einen
konstruktiven Austausch zu treten, statt
auf destruktiveMethoden zurückzugrei-
fen. Lassen Sie uns den demokratischen
Dialog leben und respektvoll miteinan-
der umgehen, gerade in dieser wichtigen
Wahlzeit.

Shulojan Suntharalingam
Kantonsratskandidat SP, Liste 5, Flüh

LESERBRIEF

Raphael Joray in
den Kantonsrat
Raphael Joray aus Breitenbach verdient
unsere Stimme! Als junger, engagierter
Politiker setzt er sichmit Fachwissen und
Herzblut für unsere Region ein. Er über-
nimmt Verantwortung, packt Probleme
an und entwickelt nachhaltige Lösungen,
sei es in der Wirtschaftsförderung oder
in der Arealentwicklung. Er hat bereits
auf kommunaler Ebene und in der regio-
nalenWirtschaftsförderung seine Spuren
hinterlassen und wird dies auch in Solo-
thurn tun. Mit seiner Erfahrung, seinen
Kompetenzen und der regionalen Ver-
ankerung ist er die richtigeWahl für den
Kantonsrat! Meine Stimme für Raphael
Joray. Thomas Kübler

Büsserach

LESERBRIEF

Für die Zukunft des
Klosters Mariastein
Das Benediktinerkloster Mariastein ist
weit mehr als ein historischerWallfahrts-
ort — es ist ein zentraler Teil unserer kul-
turellen Identität im Kanton Solothurn.
Als Ort der Begegnung, des Glaubens und
der Inspiration verbindet Mariastein seit
Jahrhunderten Generationen. Mir liegt
das Kloster seit meiner Kindheit amHer-
zen. Doch in einer Zeit, in der Kirchen-
austritte und gesellschaftliche Verände-
rungen den Wert solcher Orte infrage
stellen, ist es entscheidend, Mariastein
zukunftsfähig zu gestalten.
Deshalb freut esmich, dass das Kloster

in den letzten Monaten bedeutende
Schritte unternommen hat, um seine Zu-
kunft zu sichern. Das Projekt «Mariastein
2025» zeigt auf, wie Tradition und Inno-
vation Hand in Hand gehen können. Die-
se Vision verdient es, aktiv unterstützt
zu werden. Besonders junge Menschen
sind gefragt, sich für Mariastein einzu-
setzen und diesen einzigartigen Ort für
künftige Generationen zu bewahren.
Mit Shulojan Suntharalingam kandi-

diert am 9.März 2025 für den Kantonsrat
Solothurn ein Vertreter dieser jungen
Generation, dessen wertvolles Engage-
ment dazu beiträgt, das Kloster Maria-
stein zu bewahren und weiterzuentwi-
ckeln. Im Patronatskomitee Mariastein
2025, dem wir beide angehören, erlebe
ich ihn als beeindruckende Persönlich-
keit, ausgestattet mit der notwendigen
Energie undWeitsicht, um Anliegen wie
die Zukunft des Klosters mit Nachdruck
auf kantonaler Ebene voranzubringen.
Stellen wir sicher, dass Mariastein ein
lebendiges Zentrum für Glauben, Kultur
und Gemeinschaft bleibt – getragen von
uns allen. Daher empfehle ich Herrn
Suntharalingam zur Wahl.

Thomas Borer, Mitglied des
Patronatskomitees Mariastein 2025

ANZEIGE

ANZEIGE

NEIN zumMindestlohn
am 9. Februar

«Diese Initiative ist ein Angriff
auf die Sozialpartnerschaft
im Kanton Solothurn.»

Christian Imark
Nationalrat

Solothurner Komitee «Nein zur Mindestlohn-Initiative»

Anja Lutz | FDP.Die Liberalen
Kantonsrat (neu) | Kleinlützel

Vorstand HEV Dorneck-Thierstein

Kantonsratswahlen am 9. März 2025

«Ich bin für mehr Eigenverant-
wortung und weniger Vorschriften.»

mehr Eigenverant-
wortung und weniger Vorschriften.»

Liste | Nr.
02.08

Mark Winkler | FDP.Die Liberalen
Kantonsrat (bisher) | Witterswil

Vorstand HEV Dorneck-Thierstein

Kantonsratswahlen am 9. März 2025

«Für mich ist der Schutz des Privat-
eigentums ein primäres Anliegen.»

es Privat-
eigentums ein primäres Anliegen.»

Liste | Nr.
02.03
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